Beziehung zwischen dem Verfassungsgericht und der Kurie in Ungarn – im Spiegel der echten Verfassungsbeschwerde 

Regensburg, am 30. Mai 2015
1. Geschicthe der Verfassungsbeschwerde in Ungarn und Neuregelung ab 01.01.2012.

Einleitung

Das Institut der Verfassungbeschwerde stellt keine Neuheit im ungarischen Rechtssystem dar, da sie schon von dem vorigen Verfassungsgerichtsgesetz enthalten wurde. Die wesentlichen Bedingungen der Verfassungbeschwerde blieben unverändert, nämlich:  

· die Verletzung eines, im Grundgesetz festgelegten Grundrechts ist ebenso gefordert, 

· der Bürger oder eine Organisation muss diese Rechtsverletzung in einem konkreten Fall (Rechtsstreit) erleiden, an dem er oder sie persönlich interessiert ist, und

· die Ausschöpfung der gesetzlich gewährleisteten Rechtsmittel  

Was hat dann sich ab 1. Januar 2012 verändert?  

1. Als möglicher Fall der Grundrechtsverletzung wird nicht nur eine grundgesetzwidrige, im konkreten Fall anzuwendende Rechtsnorm, sondern auch eine richterliche Entscheidung vom Gesetzgeber anerkannt. So stehen die Rechtsanwendung und Rechtsauslegung der Gerichte unter direkter Verfassungskontrolle.

2. Die im Fall einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde anzuwendenden Verfahrensregeln wurden auch verändert: die Kurie muss – mit Ausnahme von Strafsachen – das prozessrechtliche Mittel der Auflösung des grundgesetzwidrigen Zustands bestimmen in allen Fällen, in denen die Grundrechtsverletzung durch ein Gerichtsurteil enstand.  

3. Die zwei Richtungen der Untersuchung können auch verbunden werden: in einem, zur Überprufung einer richterlichen Entscheidung eingeleiteten Beschwerdeverfahren kann das ungarsiche Verfassungsgericht auch die Verfassungsmäßigkeit der angewandten Rechtsnorm prüfen.  

4. Die sog. unmittelbare Beschwerde stellt auch eine Neuheit dar. Das Verfahren des Verfassungsgerichts kann ausnahmsweise auch im Fall eingeleitet werden, wenn die Rechtsverletzung durch die Anwendung oder das bloße Inkrafttreten einer grundgesetzwidrigen Rechtsnorm – also ohne richterliche Entscheidung – enstanden ist, und es kein geeignetes Rechtsmittel gibt oder der Beschwerdeführer die Rechtsmittel schon erschöpft hat.  

5. Wesentliche Veränderung ist die notwendige Prozessvertretung in allen Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgericht.  

Zweifellos ist die wichtigste Veränderung, dass im Fall einer erfolgreichen Beschwerde nicht nur eine bestimmte Rechtsnorm, sondern auch ein Gerichtsurteil aufgehoben werden kann. Die Rechtsgrundlage für eine echte Verfassungbeschwerde bestand auch aufgrund der vorigen Verfassung Ungarns, und das Verfassungsgericht hat diese Möglichkeit – obwohl nur in einem einzigen Fall in 1991 – ausgenutzt. In dem „Jánosi“ Fall hat das ungarische Verfassungsgericht nicht nur das rückwirkende Anwendungsverbot der aufgehobenen Rechtsnorm ausgesprochen, sondern hat auch das Gerichtsurteil, das die gesetzliche Vermutung der Vaterschaft des Beschwerdeführers widerlegte, aufgehoben, dass heisst, das Gremium hat in diesem konkreten Fall über das Rechtsverhältnis selbst entschieden.  Diese Entscheidung wurde dann von vielen Juristen bestritten, weil die Verfahrensregeln, die im Fall einer erfolgreichen Beschwerde anzuwenden sind, damals völlig fehlten. Wegen des Fehlens dieser Regelung hatte das Verfassungsgericht später Verfassungsverletzung durch Unterlassung festgestellt, infolge deren die ungarische ZPO im Jahre 1999 verändert wurde. Die Erlassung der Verfahrensregel bewies entscheidend für die spätere Rechtsprechung des Verfassungsgerichts: das Gremium hat eine engere Auslegung seiner Zuständigkeit angenommen, dass heisst, die richterliche Auslegung von Rechtsnormen sei kein Gegenstand eines Beschwerdeverfahrens. Damit wurde mehr Gewicht der nachträglichen Normenkontrolle-Funktion der Verfassungsbeschwerde beigemessen: die Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Rechtsnorm führte zum Anwendungsverbot. Im Licht dieser Entwicklung stellt der oben erwähnte „Jánosi“ Fall eine Ausnahme dar. 

Ursache der obigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts war meiner Meinung nach der Mangel an eindeutiger Regelung. Das ehemalige Gesetz über das Verfassungsgericht enthielte keine Zuständigkeitsnorm hinsichtlich der Überprüfung von richterlichen Entscheidungen. Das heutige Gesetz stellt die Frage durch eindeutige Zuständigkeitsnormen klar.  

Das Inkrafttreten der neuen Regelung wurde von vielen Fragen begleitet. Viele Juristen sprachen über die eventuelle Überbelastung des Verfassungsgerichts und betonten die Festlegung von klaren Annahmevoraussetzungen. Da die Ausschöpfung der Rechtsmittel ist nach Meinung der meisten Juristen als Inanspruchnahme der ordentlichen Rechtswege identifiziert, es bestand die Frage, ob gegen ein rechtskräftiges Gerichtsurteil zwei Verfahren – d.h. ein Revisionsverfahren vor der Kurie und ein Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgericht – gleichzeitig in Gang sein können. Die Auflösung der Gefahr von parallelen Verfahren findet seine Rechtsgrundlage im §60 des Gesetzes über das Verfassungsgericht. Diese Rechtsbestimmung berechtigt das Verfassungsgericht zur Aussetzung des vor ihm anhängigen Verfahrens bis zum Abschluss des Verfahrens vor einem Gericht, anderer Behörde oder völkerrechtlicher Organisation, wenn der Gegenstand dieses letzteren Verfahrens eine Vorfrage ist, die das verfassungsgerichtliche Verfahren in der Sache selbst berührt, und die Aussetzung wegen Rechtssicherheit, wegen besonderes Interesse des Beschwerdeführers oder aus anderem, besonders wichtigem Grund notwendig ist. Im Fall von parallelen Verfahren könnte der „andere, besonders wichtige“ Grund dadurch festgestellt werden, dass die in der richterlichen Auslegung erscheindende Grundgesetzwidrigkeit vor der Kurie kann schneller korriegert werden. 

Übersicht des Verfahrens vor der Kurie nach Kapitel XXIV der Zivilprozessordnung (ZPO) 

Nach einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde – mit Ausnahme von Strafsachen, wo das Verfahren wiederholt werden muss – bestimmt die Kurie das prozessrechtliche Mittel, durch das die Grundrechtsverletzung geheilt wird, und zwar in zwei Fällen:  

a) Wenn aufgrund einer „traditionellen“  Verfassungsbeschwerde das Verfassungsgericht eine grundgesetzwidrige Rechtsnorm aufgehoben hat, und deswegen diese Rechtsnorm in dem der Beschwerde zugrunde liegenden Einzelfall nicht mehr anzuwenden ist, es sei denn, das Verfassungsgericht davon abweichend ordnet.   

b) Wenn aufgrund einer „echten“  Verfassungsbeschwerde das Verfassungsgericht ein Gerichtsurteil aufgehoben hat.  

Im Fall a) kann die Kurie zweierlei entscheiden: 

i) Wenn es um die Aufhebung einer materiell-rechtlichen Norm geht, und in dem zugrunde liegenden Rechtsstreit ausschließlich ein Gerichtsverfahren eingeleitet wurde, informiert die Kurie den Beschwerdeführer, dass er oder sie innerhalb von 30 Tagen beim erstinstanzlichen Gericht einen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens einreichen kann.  

ii) Wenn es um die Nichtigkeit einer prozessrechtlichen Norm geht, ordnet die Kurie die Wiederholung des Verfahrensabschnitts (und hebt gleichzeitig die diesen Abschnitt abschließende Entscheidung), dessen Ausgang von der aufgehobenen Rechtsnorm konnte beeinflust werden.  
In beiden Fällen wird das Verfahren der Kurie auf Antrag des Beschwerdeführers eingeleitet, der innerhalb von 30 Tagen nach Zustellung des Beschlusses des Verfassungsgerichts kann vorgelegt werden.  

Im Fall b) gibt es auch zwei Entscheidungsmöglichkeiten:  

i) Wenn ausschliesslich ein Gerichsturteil vom Verfassungsgericht aufgehoben wurde, wird die Kurie die Sache zur neuen Entscheidung an die 1. oder 2. Instanz zurückverweisen, bzw. eine neue Entscheidung über den Revisionsantrag anordnen (wenn es um die Aufhebung eines Urteils der Kurie selbst geht).  

ii) Wenn neben dem Gerichsturteil auch andere, von dem Gericht überprüfte Hoheitsakte aufgehoben wurden, teilt die Kurie dies der erlassenden Behörde mit, um die notwendigen Massnahmen zu treffen, unter gleichzeitiger Informierung des Beschwerdeführers.   

In diesen Fällen wird das Verfahren der Kurie von Amts wegen eingeleitet.  

Die Kurie entscheidet über die verfahrensrechtliche Wirkung der Entscheidung des Verfassungsgerichts, so muss sie bei der Auswahl der Rechtsfolge immer Rücksicht auf den Inhalt der verfassungsgerichtlichen Entscheidung nehmen.  

Die Tätigkeit des „öffentlich-rechtlichen Senats“ der Kurie nach dem Geschäftsverteilungsplan für das Geschäftsjahr 2015 

Das im Kapitel XXIV des Gesetzes Nr. III von 1952 über die Zivilprozessordnung (ZPO) enthaltene, aufgrund einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde eingeleitete Verfahren wird von dem Dreiersenat der Kurie abgewickelt. Diesen Senat ist kurz „öffentlich-rechtlicher Senat“ genannt.  

Als Verwaltungseinheit besteht dieser Senat aus sieben Richtern. Zwei Richter sind Vorsitzenden des Senats, d.h. sie sind ständige Mitglieder jedes aktuellen Dreiersenats. Der Vorsitzende wählt aus den anderen – in Zivil- bzw. Verwaltungssachen tätigen – Richtern die zwei Mitglieder, von denen mindestens ein Richter mit dem vorliegenden Fall identischer Besetzung haben muss.  
2. Beispiel für die „unmittelbare“ Beschwerde: Beschluss des VerfG Nr. 33/2012. (VII.17.) 

Als Teil der Justizreform im Jahre 2011 bestimmte das neue Gesetz über das Richteramt die Altersgrenze der Ausübung des Richteramtes als das für den Richter geltende Rentenalter. Die frühere, allgemeine Altersgrenze war 70 Jahren. Gegen die Herabsetzung der vorigen Altersgrenze wurden mehrere Verfassungsbeschwerden eingereicht. Die Beschwerdeführer haben unter anderem auf die Verletzung des Gleichheitssatzes (unvernünftige Ungleichbehandlung nach Alter), die Verletzung der Menschenwürde und des Eigentumsrechts, sowie auf die Verletzung der richterlichen Unabhängigkeit, genauer gesagt, auf die Verletzung der allgemeinen Entlassungs- und Versetzungsverbot hingewiesen.

Das Verfassungsgericht hat die „unmittelbare“ Beschwerde zur Entscheidung angenommen, hinsichtlich darauf, dass die angefochtene Gesetzesbestimmung eine zwingende Norm ist, die ihre Rechtswirkung ohne richterliche Rechtsanwendung, durch den Beschluss des Staatspräsidenten entfaltet. In dem den Beschluss eventuell folgenden Dienstrechtsstreit spielt das Gericht eine formale Rolle: es kann nur prüfen, ob der Richter das für ihn geltende Rentenalter erreicht hat. Deswegen ist dieses Rechtsmittel zur Heilung der angegebenen Rechtsverletzung von vorherein ungeeignet, so kann seine Ausschöpfung nicht angefordert werden. 

Das Gremium hat festgestellt, dass die obige Rechtsnorm grundgesetzwidrig ist und hat sie aufgehoben. In der Begründung seiner Entscheidung betonte das Verfassungsgericht, dass alle Bestimmungen des Grundgesetzes, einschliesslich der richterlichen Unabhängigkeit, im Einklang mit den Errungenschaften der historischen Verfassung Ungarns sollen ausgelegt werden. Im vorliegenden Fall stellt der Entlassungs- und Versetzungsverbot, das aus der richterlichen Unabhängigkeit stammt, eindeutig eine solche Errungenschaft dar, da es schon in dem ersten ungarischen Richtergesetz im Jahre 1869 festgelegt wurde. Das Verfassungsgericht wies auf die persönliche Aspekt der Unabhängigkeit hin, die sich als die Freiheit identifizieren lässt, die zur Rechtsprechung ohne Einflussnahme unverzichtbar ist. Daraus folgt die Stabilität des Richteramtes als verfassungsmäßige Vorassetzung, die durch Garantien abzusichern ist. Eine dieser Garantien ist jene Bestimmung des Grundgesetzes, nach dem der Richter aus seinem Amt nur aus gesetzlich festgelegten Gründen kann entlassen werden. Deshalb ist nach Ansicht des Verfassungsgerichts die Beendung des Dienstverhältnisses ein wesentliches Element des Richteramtes, so stellt der Ruhestand erstens keine rentenrechtliche, sondern eine dienstrechtliche Frage. Die dienstrechtliche Altersgrenze und die Rentenalter können sich nur dann trennen, wenn dies in seiner Gesamtwirkung für die Richter nicht nachteilig ist. Und wenn die Einleitung einer neuen Altersgrenze vorgehabt ist, aus verfassungsrechtlicher Sicht kommt nicht dem Maß, sondern der Art und Weise, bzw. dem Termin der Einleitung große Bedeutung zu. Vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes war die Altersgrenze das 70. Lebensjahr. Das (neue) Grundgesetz enthält eine ziemlich kurze Bestimmung, nach der das Dienstverhältnis – mit Ausnahme des Präsidenten der Kurie – bis zur Vollendung des „allgemeinen Rentenalters“ bestehen kann. Einzelbestimmungen enthält das Grundgesetz nicht, jedoch stehen – berücksichtigend das Entlassungsverbot – das konkrete Maß des „allgemeinen Rentenalters“ in direktem Zusammenhang mit dem Termin der Einleitung. Je weiter entfernt ist die neue Altersgrenze von dem vorher geltenden 70. Lebensjahr, desto mehr Zeit ist für die Einleitung notwendig. Die andere Voraussetzung ist, dass es nach dem Sinn des Wortes „allgemein“ ausschliesslich um eine für alle geltende, einheitliche Altersgrenze gehen darf (z.B. das 65. Lebensjahr). Demgegenüber legt die beanstandete Rechtsnorm das Erreichen des „für ihn geltenden“ Rentenalters als Entlassungsgrund fest, und verweist auf die in dem Rentengesetz enthaltene, „sich bewegende“ Altersgrenze (die vom Geburtsjahr und Geschlecht abhängt).  Dies hat zur Folge, dass die betroffenen Richter durch Anwendung eines mit einfacher Mehrheit beschlossenen Gesetzes in kurzer Zeit – nach Ablauf der Hälfte der offiziellen Beurlaubungszeit, d.h. nach drei Monaten – vom Amt entlassen werden, bzw. ihnen die Verhandlung von Rechtssachen entzogen wird. Da das Fehlen einer geeigneten Übergangszeit das Entlassungsverbot aus inhaltlicher, die Bestimmung der Altersgrenze in einem „einfachen“ Gesetz (mittels einer verweisenden Norm)  aus formaler Sicht verletzt, ist die angefochtene Rechtsnorm grundgesetzwidrig.

Bemerkungen: Das Verfassungsgericht hat seinen Beschluss nicht einstimmig gefasst, und mehrere Verfassungsrichter waren weder mit dem Ausspruch, noch mit der Begründung einverstanden. 

Eine von ihnen hob in seinem Sondervotum hervor, dass die „allgemeine“ Altersgrenze genau als eine vom Geburtsjahr abhängende, für eine bestimmte Altersklasse geltende Altersgrenze ausgelegt werden soll – eine abweichende Auslegung entbehrt jeder vernünftigen Grundlage! Er hat auch an die formale Grundgesetzwidrigkeit Kritik geübt, unter Hinweis darauf, dass ein mit Zweidrittelmehrheit beschlossenes Gesetz nur die wesentlichen Elemente des Regelungsgegenstandes enthalten muss, d. h. nicht alle Einzelbestimmungen eine qualifizierte Mehrheit bedürfen. Im vorliegenden Fall kommt das Erreichen des Rentenalters – als Entlassungsgrund – als wesentliches, konzeptionelles Element vor, im Vergleich zu dem die Berechnung des Alters eine technische Einzelheit ist. 

Ein anderer Verfassungsrichter betont in  seinem Sondervotum, dass die persönliche Unabhängigkeit dem Gesetzgeber die Verpflichtung auferlegt, die unabhängige und unparteiische Beurteilung von Rechtssachen zu gewährleisten. Und diese Verpflichtung wird nicht dadurch verletzt, dass die Beurteilung einer bestimmten Sache wegen des Eintritts des zuständigen Richters in den Ruhestand von einem anderen Richter übernommen wird. Hier muss man bemerken, dass die Herabsetzung der Altersgrenze die Richterschaft in Massen berührte, z.B. an der Kurie wurden 22 Richter entlassen, was erhebliche Probleme in der Arbeitsverteilung zur Folge hatte. Vielleicht hat die Herabsetzung der Altersgrenze die unparteiische Beurteilung von Rechtssachen unberührt gelassen, doch hat sie die Funktionsfähigkeit der Justiz in erheblichem Maß gefährdet!

3. Aufhebung von Urteilen der Gerichte niedrigerer Instanz

Beschluss des VerfG Nr. 3/2013. (II.14.)  – Verletzung der Versammlungsfreiheit durch Unterlassung der Überprüfung eines Verwaltungsakts dem Grunde nach (oder die Problematik der zum „Verlagerungszwecke“ abgeschlossene Verträge über die Nutzung des öffentlichen Raums) 

Der Beschwerdeführer war eine politische Partei, die am 15. März 2012 (das in Ungarn Nationalfeiertag ist) auf „Hősök tere“ (Heldenplatz) in Budapest eine Veranstaltung organisieren wollte. Diese Absicht hat sie – in Übereinstimmung mit dem ungarischen Versammlungsgesetz – dem zuständigen Polizeikommissariat angemeldet. Das Kommissariat hat in seinem Beschluss seine Unzuständigkeit festgestellt, mit Hinweis darauf, dass die Stadtverwaltung Budapest hat das Oberbürgermeisteramt zur Nutzung des historischen Platzes berechtigt, und deshalb der Platz seinen Charakter als öffentlicher Raum „verloren hat“. Dagegen hat der Beschwerdeführer eine Klage erhoben und beanspruchte die Aufhebung des Beschlusses des Kommissariats, da dieser Beschluss eine mit dem Verbot der Veranstaltung identische Wirkung hatte, und als solche stellt eine grundgesetzwidrige Beschränkung der Versammlungsfreiheit dar. Das Gericht stellte in seinem Beschluss fest, dass die Feststellung des Polizeikommissariats über den Mangel seiner Zuständigkeit unrichtig war, jedoch hat es den Schluss gezogen, dass es eine Entscheidung in der Sache selbst nicht treffen kann, da es hier eine Berufungsmöglichkeit besteht. So hat es die Sache als Berufung an die Nationale Polizeibehörde versetzt. Die Verfassungsbeschwerde richtete sich gegen diese gerichtliche Entscheidung, und der Beschwerdeführer behauptete, dass die Unterlassung der Überprüfung der Sache eine Grundrechtsverletzung realisiert hatte. Später hatte die Nationale Polizeibehörde den ersten Beschluss bestätigt, was von einem neuen Gerichtsverfahren gefolgt wurde. In diesem Verfahren hat das Gericht beide Verwaltungsakte aufgehoben und hat die Sache an das Polizeikommissariat zur neuen Entscheidung zurückverwiesen. In der Begründung seines Beschlusses betonte das Gericht, dass der Platz wegen des Nutzungsvertrags seinen Charackter als öffentlicher Raum nicht verliert, und deswegen die Polizei in der Sache selbst hätte entscheiden sollen. Auch gegen dieses Urteil legte der Beschwerdeführer eine Verfassungsbeschwerde vor, mit der Begründung, dass das Gericht die Bestimmungen über den Rechtsbehelf so ausgelegt hatte, dass es wegen des Zeitfaktors unmöglich war, die Veranstaltung zu dem gewünschten Zeitpunkt abzuhalten. 

Das Verfassungsgericht vereinigte die Beschwerden – d. h. es verhandelte sie in einem Verfahren – und hat die erste richterliche Entscheidung aufgehoben. In der Begründung seines Beschlusses  befasste sich das Gremium zuerst mit der Behauptung, dass die Versammlungsfreiheit des Beschwerdeführers dadurch verletzt wurde, dass das Gericht den ersten Verwaltungsakt dem Grunde nach nicht überprüft hatte. Das Verfassungsgericht wies auf seine frühere Rechtsprechung hin, nach der die Versammlungsfreiheit einerseits – als Garantie für die Äußerung von Meinungen über öffentliche Angelegenheiten – Teil der Meinungsfreiheit ist, andererseits – zusammen mit der Meinungsfreiheit und der Vereinigungsfreiheit – eine Vorassetzung der demokratischen Gesellschaftsordnung ist. Die Versammlungsfreiheit schließt sowohl das Teilnahme-, als auch das Organisierungsrecht ein, und die Auswahl des Veranstaltungsortes ist ein wesentliches Element des letzteren. Die Versammlungsfreiheit verteidigt alle friedvolle Veranstaltungen, unabhängig davon, ob sie im öffentlichen Raum oder auf einem, für alle zugänglichen Privatgebiet stattfinden. Aufgrund des Versammlungsgesetzes müssen aber nur die in öffentlichem Raum stattfindenden Veranstaltungen dem nach Veranstaltungsort zuständigen Polizeikommissariat im Voraus angemeldet  werden. Im Fall dieser anmeldepflichtigen Veranstaltungen ist die Polizei berechtigt, die Abhaltung der Veranstaltung am gegebenen Ort und Zeitpunkt zu verbieten, wenn dies das ungestörte Funktionieren der Volksvertretungsorgane oder der Gerichte gefährden würde, oder wenn der Verkehr auf andere Weise nicht zu gewährleisten ist. Das Verfassungsgericht betonte: die öffentlichen Räume dienen traditionell als Foren der Öffentlichkeit, und deshalb genießen alle, im öffentlichen Raum stattfindenden Versammlungen einen besonders starken verfassungsrechtlichen Schutz. Anders formuliert: jeder Hoheitsakt, der die Nutzung des als Veranstaltungsort bezeichneten öffentlichen Raums beschränkt, muss den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsprinzips entsprechen. Das Versammlungsgesetz definiert den öffentlichen Raum als ein für alle zugänglicher Raum (Weg, Straße oder Platz). Dementsprechend hängt die Zuständigkeit der Polizei davon ab, ob es sich um einen für alle zugänglichen Raum handelt, der kein Privatgebiet ist. 

Nach Auslegung der Polizei kann die Anmeldung wegen Unzuständigkeit in zwei Fällen abgelehnt werden. Einerseits, wenn die Polizei den Veranstaltungsort vorab als „Einsatzgebiet“ qualifiziert hat, infolge dessen der Ort seinen Charackter als öffentlicher Raum  - kraft Hoheitsakt - verliert. Andererseits, wenn die Anmeldung einen Ort bezeichnet, der in einem Vertrag über die Nutzung des öffentlichen Raums einer Privatperson oder einer Organisation zur Verfügung gestellt wurde. Über diese Verträge wird die Polizei von den Selbstverwaltungen regelmäßig informiert, jedoch hat das zuständige Polizeorgan kein Aufsichtsrecht: es kann die Rechtmäßigkeit dieser Verträge nicht prüfen – es nimmt den Vertrag einfach zur Kenntnis. Nach ihrem eigenen Standpunkt ist die Polizei in solchen Fällen unzuständig, weil der bezeichnete Ort nicht mehr „für alle zugänglich“ ist, und deswegen die Anmeldung nicht mehr dem Versammlungsgesetz unterliegt. 

Nach Ansicht von dem Verfassungsgericht ist der Beschluss, in dem die Polizei ihre Unzuständigkeit festgestellt hat, als ein Verwaltungsakt zu betrachten, die die Betroffenen laut des Versammlungsgesetzes richterlich überprüfen lassen können, und die das Gericht in der Sache selbst überprüfen muss. Dies folgt einerseits aus der Gesetzesbestimmung, nach der keine Berufung gegen den Beschluss der Polizei zulässig ist, sondern der Veranstalter innerhalb von drei Tagen die richterliche Überprüfung des Beschlusses beantragen kann. Andererseits, wenn die Polizei in Übereinstimmmung mit den Vorschriften der Verwaltungsprozessordnung (VPO) vorgegangen wäre, hätte sie – gleichzeitig mit der Feststellung der Unzuständigkeit – die Sache an die zuständige Behörde versetzen sollen. Dazu hätte sie aber überhaupt keine Möglichkeit gehabt, da es keine andere zuständige Behörde gibt. So hat das Polizeiorgan das Bestehen des öffentlich-rechtlichen Verhältnisses verneint, und deshalb ist sein Beschluss in seiner Wirkung mit der Ablehnnung identisch zu betrachten.  Dementsprechend hätte das Gericht bei der Überprüfung des Beschlusses über die Sache selbst, d. h. ob der Vertrag über die Nutzung des öffentlichen Raums (als  Rechtsgrundlage der Unzuständigkeit) rechtmäßig zustande gekommen ist, entscheiden sollen. 

Solche Verträge gelten als Ausübung des Verfügungsrechts über das Eigentum der Selbstverwaltung, die von der oben erwähnten, traditionellen Funktion öffentlicher Räume beschränkt ist. Die Selbstverwaltung ist berechtigt, die nicht bestimmungsgemäße – d. h. den Zugang anderer Personen beschränkende – Nutzung des öffentlichen Raums in einer Verordnung  zu regeln, bzw. die Nutzung dieser Art von Genehmigung abhängig machen. Grundgesetzwidrig sind aber alle Vorschriften, die die im Versammlungsgesetz enthaltenen Voraussetzungen  ergänzen, oder die unter der Hand die Beschränkung der Versammlungsfreiheit bezwecken.  Im vorliegenden Fall wurde einerseits der Nutzungsvertrag zum Zwecke der Abhaltung des Nationalfeiertages zwischen der Stadtverwaltung und einem ihrer Organe, dem Oberbürgermeisteramt abgeschlossen, d. h. die Generalversammlung der Hauptstadt hat sich selbst eine Nutzungsgenehmigung gegeben. Andererseits legt die bezügliche Verordnung der Stadtverwaltung selbst fest, dass politische Veranstaltungen keine Nutzungsgenehmigung brauchen, nun aber diese Kategorie schließt auch die Festveranstaltungen des Staates bzw. der Selbstverwaltung ein. Der obige Vertrag hatte keinen vernünftigen Grund, so hat das Verfassungsgericht begründetermaßen den Schluss gezogen, dass der Vertrag zum Zwecke der „Verlagerung“ von verschiedenen Versammlungsorten in Budapest diente, und deshalb als Rechtsmissbrauch zu betrachten ist.  Noch dazu hat das Oberbürgermeisteramt nach dem ersten Beschluss der Polizei auf die Nutzung des betroffenen Orts am 15. März verzichtet. Fazit: wenn das Gericht die Sache dem Grunde nach geprüft und die obige Verzichtserklärung berücksichtigt hätte, hätte die Veranstaltung – mangels gesetzlicher Hindernisse – zum gegebenen Zeitpunkt abgehalten werden können. Dadurch, dass das Gericht die Überprüfung des Verwaltungsakts dem Grunde nach unterließ, beschränkte es grundgesetzwidrig die Versammlungsfreiheit des Beschwerdeführers, deswegen hat das Verfassungsgericht den ersten Gerichtsbeschluss aufgehoben. 

Da die Veranstaltung am 15. März 2012 abzuhalten war, betonte das Verfassungsgericht selbst, es sei unmöglich, die Grundrechtsverletzung nachträglich zu heilen, und seine Entscheidung diene eher der moralischen Entschädigung des Beschwerdeführers. Dementsprechend stellte der Dreiersenat der Kurie fest, dass eine Zurückwerveisung der Sache im vorliegenden Fall unzulässig ist.  

Beschluss des VerfG Nr. 3/2015. (II.2.)  - Verbot der Marktmanipulation gegen Pressefreiheit?  

Der Beschwerdeführer, das online Nachrichtenportal www.napi.hu, veröffentlichte im Oktober 2013 einen Artikel, in dem er darüber informierte, dass der Öl-Fonds Norwegen den Verkauf seiner Aktien vom ungarischen Mineralölkonzern MOL in Erwägung ziehen könnte, hinsichtlich des Korruptionsverdachts bezüglich der Erwerb von Beteiligungen in Kroatien, bzw. der Fahndung gegen dem Vorstandsvorsitzenden. (Der Ethikkodex des Öl-Fonds verbietet den Erwerb von Aktien einer Gesellschaft, gegen die ein Korruptionsverdacht ermittelt wurde.) Wegen dieser Artikel leitete die Aufsichtsabteilung der Ungarischen Nationalbanks Aufsichtsverfahren ein, und stellte fest, dass der Beschwerdeführer das Verbot der Marktmanipulation verletzt hatte. In der Begründung ihres Beschlusses wies die Aufsichtsabteilung darauf hin, dass die Artikel, obwohl sie auf wahre Informationen basiert, über die Tatsachen größtenteils durch Untersuchung des äußersten Szenarios, d.h. der Ausschließung der MOL-Aktien aus dem Öl-Fonds, berichtet hat. Dies war in erheblichem Maße geeignet, das Verhalten der Investoren zu beeinflussen. Hinsichtlich darauf, dass der Beschwerdeführer die Wahrscheinlichkeit des Szenarios nicht geprüft hatte, und diese Nachlässigkeit zur Veröffentlichung von irreführenden Informationen zur Folge gehabt hatte, auferlegte die Nationalbank eine Geldstrafe von 3 Millionen HUF  (cca. 9800 EUR). Gegen diesen Beschluss erhob der Beschwerdeführer eine Klage, die vom Verwaltungsgericht abgelehnt wurde, mit der Rechtfertigung, dass er auf die Meinungsfreiheit der Journalisten zu Unrecht hingewiesen hatte, da die Nationalbank die Geldstrafe nicht aufgrund seiner Meinung, sonder augfrund des irreführenden Charakters der veröffentlichten Informationen auferlegt hatte. Das Gericht hat zugegeben, dass Grundrechte sich im Gerichtsverfahren unmittelbar nicht geltendmachen lassen. 

Das Verfassungsgericht hat das Urteil des Verwaltungsgerichts aufgehoben, jedoch ließ es den Beschluss der Nationalbank unberührt, da die – den verfassungsrechtlichen Kriterien entsprechende – Überprüfung dieses Verwaltungsakts ausschließlich dem Gericht zusteht. In der Rechtfertigung seiner Entscheidung betonte das Gremium, dass das Grundgesetz der Pressefreiheit einen besonderen Schutz gewährleistet, weil die Presse, als Mittel des Informationserwerbs, eine unverzichtbare Vorassetzung der freien Meinungsäußerung ist. Die Pressefreiheit ist kein unbeschränkbares Grundrecht, aber sie darf ausschließlich im Einklang mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip beschränkt werden. Dieses Prinzip verpflichtet zuallererst den Gesetzgeber, bindet aber auch die Rechtsprechung, wenn es um die Anwendung einer Rechtsnorm geht, die ein Grundrecht beschränkt. So hat das Verwaltungsgericht zu Unrecht darauf hingewiesen, dass Grundrechtsaspekte im Gerichtsverfahren nicht zu prüfen sind. Es ist umgekehrt: das Verwaltungsgericht hätte bei der Überprüfung des Verwaltungsakts die verfassungsrechtlichen Kriterien der Pressefreiheitsbeschränkung berücksichtigen müssen. Das Funktionieren der Kapitalmärkte ohne ungerechtfertigte Einflussnahme lässt sich als legitimer öffentlicher Zweck darstellen, dessen Schutz einen Eingriff in die Pressefreiheit rechtfertigt. Dieser Eingriff muss jedoch der Anforderung der Angemessenheit entsprechen, d. h. die Auslegung des Verbots der Marktmanipulation in Einzelfällen – insbesondere die Qualifikation des vorliegenden Verhaltens, bzw. die Auferlegung einer Sanktion – darf nicht die verfassungsmäßige Funktion der Presse: die Veröffentlichung von wahren Informationen beschränken. Daraus folgt zwingend die enge Auslegung des Begriffs „irreführende Information“: das bloße Aufstellen eines möglichen Szenarios von zukünftigen Ereignissen – ohne eine irreführende, sich auf die Chancen beziehende Bearbeitung – ist nicht als irreführender Bericht zu betrachten. Ähnlich muss man die erforderliche Sorgfalt eng auslegen: die nötige Sorgfalt besteht einerseits aus der Überprüfung der Wahrheit der zu veröffentlichenden Informationen (nach den Berufs- und  Standesregeln), andererseits aus dem Verbot der irreführenden Bearbeitung. Im vorliegenden Fall ist keine irreführende Bearbeitungsmethode festzustellen ist, die die Sanktionierung des sich auf wahre Informationen beziehenden Presseberichts hätte rechtfertigen können. Das Verwaltungsgericht hat die obigen verfassungsrechtlichen Kriterien überhaupt nicht in Erwägung gezogen, und dadurch hat es die Pressefreiheit  verletzt.

In seiner Entscheidung betonte das Verfassungsgericht, dass die wiederholte, den obigen Kriterien entsprechende Überprüfung des Beschlusses der Nationalbank dem Verwaltungsgericht zusteht, so ließ es den Verwaltungsakt unberürht. Dementsprechend hat der Dreiersenat der Kurie die Sache zur neuen Entscheidung an das Verwaltungsgericht zurückverwiesen.  

4. Aufhebung von Urteilen der Kurie 
Beschluss des VerfG Nr. 5/2014. (II.14.) – Abweisung einer Klage auf Zugang zu Vorbereitungsdaten  

Im März 2010 beantragte der Beschwerdeführer Zugang zum Due Diligence-Bericht des Wasserwerks Pécs, aber die Stadtverwaltung hat seinen Antrag abgelehnt, mit der Begründung, dass der Bericht nach den maßgebenden Rechtsvorschriften als Vorbereitungsdokument gilt. Danach erhob der Beschwerdeführer eine Klage auf Zugang zu öffentlichen Informationen, die sowohl vom Gericht erster, als auch vom Gericht zweiter Instanz abgelehnt wurde, jedes Mal mit der Rechtfertigung, es ginge um Informationen, die zur Entscheidungsvorbereitung dienen. In dem Revisionsverfahren hat die Kurie das rechtskräftige Urteil bestätigt. Sie hielte die Rechtfertigung des Urteils für rechtmäßig, da der in Frage kommende Bericht bis zum Ende des Entscheidungsverfahrens als Vorbereitungsdaten zu betrachten ist. Da die Vorbereitungsdaten bis zu diesem Zeitpunkt nicht als öffentliche Information gelten, sollen sie dementsprechend nicht für Bürger zugänglich gestaltet werden. Eine eventuelle Veröffentlichung solcher Daten ist dem Ermessen der zuständigen Behörde – als Datenverarbeiter – überlassen, so kann das Gericht die Erforderlichkeit bzw. die Angemessenheit der Verweigerung des Zugriffs nicht überprüfen. 

Das Verfassungsgericht hat das Urteil der Kurie für grundgesetzwidrig gehalten und dementsprechend aufgehoben. In der Rechtfertigung seines Beschlusses hat das Gremium die Vorschriften des im Zeitpunkt des Informationsantrags geltenden Datenschutzgesetzes im Licht der früheren Rechtsprechung ausgelegt, da es im Jahre 2012 in einem Beschluss klargesstellt hat, dass, wenn es eine inhaltliche oder kontextuelle Übereinstimmung zwischen dem neuen Grundgesetz und der früheren Verfassung besteht, die vom Verfassungsgericht früher ausgearbeiteten Grundsätze und Kriterien als Argumente benutzt werden können. Nach der früheren Rechtsprechung muss jede Beschränkung der Informationsfreiheit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip entsprechen. Anders formuliert: die Verweigerung des Zugangs ist in jedem Fall zu rechtfertigen, und deshalb sind alle Rechtsnormen, die einen Ermessensspielraum in dieser Hinsicht gewährleisten, ganz von selbst grundgesetzwidrig. Dies hat zur Folge, dass die Rechtsgrundlagen der Verweigerung auch im Gerichtsverfahren dem Grunde nach überprüft werden müssen. Im Fall von Vorbereitungsdaten ist die Ablehnung des Antrangs nur dann gerechtfertigt, wenn a) die Daten tatsächlich zur Begründung einer bestimmten Entscheidung dienen, und ein anhängiges Entscheidungsverfahren besteht, sowie b) der Zugang zu den Daten das rechtmäßige Funktionieren der zuständigen Stelle, bzw. die Erfüllung ihrer Aufgaben ohne Einflussnahme, oder die freie Meinungsbildung während der Entscheidungsvorbereitung gefährden würde. Diese Umständen müssen in der Rechtfertigung der ablehnenden Entscheidung enthalten werden. Der „Vorbereitungscharakter“ bringt sich einen automatischen Ausschluss der Öffentlichkeit nicht mit.  Dadurch, dass die Kurie mit Hinweis auf die der Entscheidung vorangehende Vorbereitungsphase davon abgesehen hat, den Test der Verhältnismäßigkeit anzuwenden und die Rechtmäßigkeit der Ablehnung zu überprüfen, hat sie die Informationsfreiheit  verletzt. 

Das aufgehobene Urteil der Kurie bestätigte das rechtskräftige Urteil des Gerichts zweiter Instanz, das die inhaltliche Überprüfung der Ablehnung ebenso unterlassen hatte. Die Kompetenz des Verfassungsgerichts schließt die Prüfung des Tatbestandes (z.B. ob es wirklich um Vorbereitungsdaten geht) nicht ein. In Hinsicht darauf hat der Dreiersenat der Kurie sowohl das erstinstanzliche, als auch das zweitinstanzliche Urteil aufgehoben und die Sache zur neuen Entscheidung an das Gericht erster Instanz zurückverwiesen. In dem wiederholten Verfahren muss die inhaltliche Überprüfung nach den obigen Kriterien durchgeführt werden. 

Bemerkungen: 

1) Die Enstcheidung des Verfassungsgerichts war nicht einstimmig. Mehrere Verfassungsrichter waren weder mit dem Ausspruch, noch mit der Rechtfertigung einverstanden. Eine von ihnen legte in seinem Sondervotum dar, dass die im Zeitpunkt des Informationsantrags geltende Rechtsnorm für den Fall, wenn die Entscheidung noch nicht getroffen ist, eine automatische Verweigerung des Zugangs ermöglicht. Und wegen dieser allgemeinen Regel war die Entscheidung der Kurie nicht grundgesetzwidrig. 

2) Das Verfassungsgericht hat schon in einem ähnlichen Fall entscheidet: mit dem Beschluss Nr. 21/2013. (VII.19.). Hier beantragte der Beschwerdeführer Zugang zum Bericht über das Budapester Opernhaus. Das zuständige Ministerium für Nationale Ressourcen lehnte den Informationsantrag ab, danach erhob der Beschwerdeführer eine Klage auf Zugang zu öffentlichen Informationen, die sowohl vom Gericht erster, als auch vom Gericht zweiter Instanz abgelehnt wurde, mit der Rechtfertigung, dass der Bericht als „Vorbereitungsdaten“ gilt. Die Urteile enthielten keine Einzelheiten darüber, welcher Entscheidung der Bericht zugrunde lag, und zu welchem Teil. Das Verfassungsgericht hat  beide Urteile aufgehoben. In der Rechtfertigung seines Beschlusses betonte das Gremium, dass auch die Öffentlichkeit von „Vorbereitungsdaten“ ausschließlich in Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip beschränkt werden kann. Dementsprechend muss es in der Rechtfertigung jeder ablehnenden Entscheidung in Einzelheiten erklärt werden, a) welcher Entscheidung die Daten zugrunde liegen und b) inwiefern der Zugang zu den Daten den Entscheidungsprozess beeinflussen würde, d.h. ob er die effektive Arbeit von Amtsträgern umöglich machen würde. Diese inhaltliche Prüfung muss auch das Gericht durchführen, das den Verwaltungsakt zu überprüfen hat. Dadurch, dass die Gerichte diese inhaltliche Prüfung unterließen, haben sie eine Grundrechtsverletzung begangen. Darüber hinaus kann die Beschränkung auch nicht dadurch gerechtfertigt werden, dass die öffentliche Information zusammen mit anderen, nicht öffentlichen Daten (z. B. mit persönlichen Daten) behandelt wird, während die letzteren ohne besondere Hindernisse anonymisiert werden können. Die zuständigen Stellen müssen nämlich  an der Geltendmachung der Grundrechte aktiv mitwirken, und aus diesem Grundsatz folgt ihre Verpflichtung, die vertraulichen Daten zu decken oder auf andere Art zu anonymisieren. 

Konklusion: Der Meinungsunterschied zwischen dem Verfassungsgericht und der Kurie lässt sich darin fassen, ob der Test der Verhältnismäßigkeit, bzw. die Effektivität der Staatsverwaltung als Rechtsgrundlage der Ablehnung schon vor der Entscheidung anzuwenden sind, oder nur nachdem die Enstcheidung getroffen ist.  

Beschluss des VerfG Nr. IV/1061/2015  – Wahlverfahren: Tatbehauptung oder Meinungsäußerung?

In diesem Fall war der Beschwerdeführer ein lokales Organ einer politischen Partei, gegen die der rivale Kandidat einen Einwand zum Wahlkommission des Einerwahlkreises erhoben hatte. Grund der Einwand war, dass das Parteiorgan auf seiner sozialen Medienseite eine Videoaufnahme über den rivalen Kandidat veröffentlichte, die die Botschaft ausrichtete, dass der Kandidat Mitglied des Führungspersonal der Aluminiumfabrik war, die für den ungarischen Industrieunfall und Umweltskatastrophe „Kolontár-Dammbruch“ im Oktober 2010 die Verantwortung hatte. Der Kandidat, so die Videoaufnahme, „hätte die Katastrophe verhindern müssen, jedoch hat er nichts getan.“ Nach Meinung des Kandidats verbreitete das Parteiorgan unrichtige Tatsachen, und dadurch hat es nicht nur seinen guten Ruf verletzt, sondern es hat auch den Wählerwillen unzulässig beeinflusst. Die Wahlkommission des Einerwahlkreises lehnte den Einwand ab, mit der Rechtfertigung, dass der Kandidat im Zeitpunkt der Katastrophe Mitglied des Aufsichtsrats der Firma war, bzw. es offenkundig ist, dass seitens der Firma niemand entsprechende Maßnahmen traf, um die Tragödie zu vermeiden. Die Nationale Wahlkomission bestätigte den Beschluss erster Instanz und ergänzte die Rechtfertigung mit dem Argument, dass sich die Botschaft der Videoaufnahme auf die Geeignetheit des Kandidats bezieht, und als solche im engen Zusammenhang mit der Auseinandersetzung über öffentliche Angelegenheiten ist. Demzufolge geht es hier um eine Meinungsäußerung, die unter dem Schutz der Meinungsfreiheit steht. In dem Revisionsverfahren hat jedoch die Kurie den Beschluss der Nationalen Wahlkomission verändert, und hat dem Parteiorgan die Fortsetzung der Rechtsverletzung verboten. In der Rechtfertigung ihres Beschlusses legte sie dar, dass die Videoaufnahme nicht nur Meinungsäußerung, sondern auch Tatbehauptung enthalten hatte. Meinungsäußerungen stehen eindeutig unter dem Schutz der Meinungsfreiheit, jedoch kann diese Freiheit der Anschuldigung anderer Personen mit schwerer Straftat aufgrund unrichtiger Tatbehauptungen nicht stattgeben, deswegen verletzt die vorliegende Äußerung den auch im Wahlgesetz enthaltenen Grundsatz von Treu und Glauben. 

Das Verfassungsgericht hat den Beschluss der Kurie für grundgesetzwidrig gehalten und hat ihn aufgehoben. In der Begründung seiner Enstcheidung wies das Gremium auf seine frühere Rechtsprechung hin, nach der die Kampagne eine Erscheinungsform der freien Auseinandersetzung über öffentliche Angelegenheiten ist, deshalb bezieht sich die Meinungsfreiheit auch auf die Kampagne. Es ist ein öffentliches Interesse, dass die Geeignetheit der einzelnen Kandidaten, bzw. den Programm der verschiedenen Parteien bestritten wird, und dies rechtfertigt auch die Beschränkung der persönlichen Recte öffentlicher Darsteller. So genießen die Äußerungen über die Geeignetheit eines Kandidats  - als Meinungsäußerungen – verfassungsrechtlichen Schutz, im Gegenteil zu jenen Äußerungen, die außer dieses Kreises fallen und die bloße Beschämung und Niedermachen der anderen Person bezwecken. Aufgrund der obigen hat das Verfassungsgericht geprüft, ob die veröffentlichte Videoaufnahme, bzw. ihre Botschaft zu dem Kreis der Auseinandersetzung über öffentliche Angelegenheiten gehört. Unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles stellte das Gremium fest, dass die vorliegenden Äußerungen eindeutig dieser Kategorie gehören. Die Meinungs- oder Redefreiheit kann sich auch auf Tatbehauptungen beziehen. Einerseits kann die Mitteilung einer Tatsache ebenso eine persönliche Meinung zum Ausdruck bringen, andererseits ohne Tatbehauptungen wäre es unmöglich, eine Meinung zu formen. Die Kurie nahm keine Rücksicht darauf, dass das Parteiorgan die Videoaufnahme nicht im Interesse der strafrechtlichen Verfolgung des rivalen Kandidaten, sondern als Meinungsäußerung bzw. als politische Meinung veröffentlicht hatte, und dadurch hat sie mit ihrem Beschluss die Meinungsfreiheit verletzt.

Aus der Entscheidung des Verfassungsgerichts folgte, dass der Revisionsantrag gegen den Beschluss der Nationalen Wahlkommission ohne Beurteilung blieb. So hat der Dreiersenat der Kurie den für den obigen Fall zuständigen Senat zur neuen Entscheidung angewiesen.  

4. Zusammenfassung 

Seit dem 1. Januar 2012 sind insgesamt 489 Verfassungsbeschwerden gegen Gerichtsurteile eingereicht worden, davon hat das Verfassungsgericht in 17 Fällen die richterliche Entscheidung aufgehoben. Diese Menge ist weniger als 5 Prozent aller Verfassungsbeschwerden, jedoch müssen wir nachdenken, was davon als eine Lehre gelassen werden sollte.  

1. Die Frage der Gebundenheit an die Entscheidung des Verfassungsgerichts. Bei der Entscheidung über das prozessrechtliche Mittel der Heilung der Grundrechtsverletzung ist die Kurie verpflichtet, den Beschluss des Verfassungsgerichts zu berücksichtigen. Daraus folgt es aber nicht, die Kurie solle die Rechtfertigung der Enstcheidung automatisch übernehmen. Nach dem Standpunkt des öffentlich-rechtlichen Senats können dem Gericht nur solche Anweisungen gegeben werden, die die prozessrechtlichen Bestimmungen ermöglichen.

2. Die Unverzichtbarkeit der Grundrechtsprüfung. In Fällen, die ein Grundrecht einbeziehen, kann man auf die Prüfung der grundrechtlichen Anforderungen nicht verzichten, da es genau in diesen Fällen mit einem Beschwerdeverfahren gerechnet werden muss. Die „grundrechtskonforme“ Auslegung kann das Umdenken von materiell-rechtlichen Normen benötigen, auch wenn es eine seit langem unveränderte (und für richtig gehaltene) Rechtsprechung besteht 

3. Die Einheit der Rechtsprechung des Verfassungsgerichts. Da das Verfassungsgericht die richterliche Auslegung aus grundrechtlicher Sicht korrigiert, kommt offensichtlich die Frage, ob die Rechtsprechung des Gremiums Konsistenz hat? Aus diesem Grund analysiert der öffentlich-rechtliche Senat der Kurie regelmäßig die Enstcheidungen, die in ähnlichen Fällen (z.B. Meinungsfreiheit in Wahlverfahren) getroffen wurden.

4. Das Verfassungsgericht als Superrevisionsinstanz? In zwei Fällen hat das Verfassungsgericht den Beschluss der Kurie in einer Wahlrechtssache aufgehoben. In beiden Fällen qualifizierte die Kurie ein bestimmtes Verhalten, und die Enstcheidungen des Verfassungsgerichts haben im Wesentlichen diese Qualifikation verändert (Wertbestimmung statt Tatbehauptung).  Dies ist sehr ähnlich der Situation, wenn ein Gericht höherer Instanz ein Tatbestandselement anders einschätzt.   
5. Die Anzahl der Verfassungsbeschwerden weist offensichtlich eine steigende Tendenz auf, und die Entscheidungen des Verfassungsgerichts werden die richterliche Anschaaung sicherlich gestalten.  Aber die große Herausforderung für die Gerichtsbarkeit ist, dem Dreiersenat der Kurie je weniger Aufgaben zu machen.  
6. Ein Dialog zwischen dem Verfassungsgericht und der Kurie ist nur in einem verfassungsmäßigen Rahmen möglich, unter strenger Beachtung der richterlichen, bzw. der verfassungsrichterlichen Unabhängikgeit.  Demzufolge können Besprechungen über Enstcheidungen, die in anhängigen Fällen zu treffen sind,  nicht einmal in die Frage kommen. Ziel der Diskussion muss die Bewältigung von Kompetenz-Konflikten, sowie der Rechtsprechungs- und Erfahrungsaustausch sein. Die Rechtsgrundlage des Dialogs befindet sich in der Lösung des Gesetzgebers, die die Selbständigkeit des Verfassungsgerichts und der Gerichtsbarkeit aufbewahrte, obwohl die Hoheitsakte der Letzteren unter verfassungsgerichtliche Kontrolle stehen. Kern dieser Lösung ist, dass das Schlusswort – auch in vom Verfassungsgericht überprüften Sachen – von den Gerichten gesagt werden muss. In Strafsachen geschieht dies durch die Wiederholung des Verfahrens, in Zivil- und Verwaltungssachen durch das Verfahren vor der Kurie. 

Hinsichtlich der obigen gibt es zurzeit eine bestehende, sowie eine geplante Form der Diskussion. Im Falle einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde wird die Enstcheidung des Verfassungsgerichts – zusammen mit den Akten der Sache – durch das Gericht erster Instanz der Kurie zugestellt. Der Dreiersenat der Kurie entscheidet gesetzermäßen über die prozessrechtlichen Wirkungen der Entscheidung. Gleichzeitig analysiert aber der Dreiersenat den Inhalt der Entscheidung des Verfassungsgerichts, und formt seine Meinung. Über diese Analyse – die eventuell auch Kritik erheben kann – wird ein Bericht erstattet, und danach schickt der Präsident der Kurie dies dem Präsidenten des Verfassungsgerichts zu. So können die Verfassungsrichter den Standpunkt der Kurie kennenlernen. Die andere, noch nicht existierende Form des Dialogs wäre ein Konsultationsforum, dessen Mitglieder von den beiden Präsidenten aus den Verfassungsrichtern bzw. den Richtern der Kurie ernannt würden. Dieses Forum würde regelmäßig tagen und Fällen, die mit einer Entscheidung schon abgeschlossen wurden, bestreiten, damit die grundrechtlichen Anforderungen des Verfassungsgerichts im Rahmen der Gesetzesbestimmungen völlig geltend gemacht werden können.  
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